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1. Teil: Einführung 

§ 1: Einblick in das Finanzverfassungsrecht des Bundes  

Diese Abhandlung beschäftigt sich mit den von Bund und Ländern1 orga-
nisierten Fluthilfen des Jahres 2013 nach dem Aufbauhilfegesetz.2 Zu die-
sem gesamtstaatlichen Projekt werden die folgenden Ausführungen ver-
fassungsrechtliche Fragestellungen beantworten, verfassungspolitische 
Gedanken darstellen und Alternativen zur momentanen Staatspraxis auf-
zeigen. Dabei werden hauptsächlich Probleme im Zusammenhang mit 
dem Finanzverfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland begutachtet, 
dem in den Artt. 104a bis 115 GG ein eigener Abschnitt in der deutschen 
Verfassung gewidmet ist. Eine solche Hervorhebung findet sich weltweit 
in nur sehr wenigen Verfassungen3 und stellt zudem eine Abweichung von 
der üblichen Systematik des Grundgesetzes4 dar, die neben den Grund-
rechten im Übrigen nach Verfassungsorganen und Staatsfunktionen glie-
dert. Darin zeigt sich die herausragende Bedeutung der Materie.5 Deshalb 
gilt die Finanzverfassung auch als besonders streitbehaftet und als der 
meistgeänderte Abschnitt des Grundgesetzes.6  

A. Die Bedeutung der Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland 

Die „Finanzverfassung“, auch „Steuerfinanzverfassung“7 bzw. „aufgaben-
bezogene Folgeverfassung“8, bildet einen tragenden „Eckpfeiler“9 der

____________________ 

1  I. S. d. Präambel des GG. 
2  Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe“ und zur Änderung 

weiter Gesetze (Aufbauhilfegesetz) v. 15.7.2013, BGBl I S. 2401. 
3  Vogel, JA 1980, S. 577 f. 
4  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 23.5.1949, BGBl I S. 1, zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes v. 23.12.2014, BGBl I S. 2438. 
5  Henneke in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Vorb. v. Art. 104a, 

Rn. 1; Maurer, StaatsR, § 21, Rn. 5. 
6  Heun in Dreier, GG, Vorb. zu Art. 104a - 115, Rn. 7, 11. 
7  Waldhoff in HStR V, § 116, Rn. 10, 29. 
8  Buscher/Ekardt, DÖV 2007, S. 89 f.; Selmer, JuS 2006, S. 1052, 1059. 
9  Keilmann in Piduch, BundeshaushaltsR, Art. 104a GG, Rn. 7. 
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bundesstaatlichen Ordnung10 und somit ein Kernstück des Grundgesetzes. 
Sie verteilt sowohl bedeutende Gesetzgebungs- und Verwaltungskompe-
tenzen als auch das Abgabenaufkommen auf Bund, Länder und Gemein-
den und trifft finanzpolitische Grundsatzentscheidungen.11 Daher ist sie 
als „das Verfassungsrecht der Staatseinahmen und Staatsausgaben“ zu 
bezeichnen.12 Damit beantwortet die Finanzverfassung wesentliche Kern-
fragen.13 Im Idealfall sorgt sie, insbesondere durch die Steuerverteilung 
nach Artt. 105 bis 10714 bzw. 10815 GG, für eine aufgabengerechte Fi-
nanzausstattung von Bund und Ländern,16 damit diese in der Lage sind, ef-
fektiv ihre Funktionen und Aufgaben zu erfüllen.17 

Genau wie im übrigen Verfassungsrecht wird die Bundesrepublik 
Deutschland dabei in erster Linie systematisch nur in Bund und Länder 
unterteilt. Zwar muss auch den Gemeinden wegen Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG 
eine finanzielle Eigenverantwortung zugestanden werden, welche durch 
den Bund gem. Art. 28 Abs. 3 GG zu gewährleisten ist. Dennoch gelten 
die Gemeindefinanzen verfassungsrechtlich als Landesfinanzen, vgl. 
Art. 106 Abs. 9 GG.18 Trotz der grundsätzlichen haushaltswirtschaftlichen 
Unabhängigkeit von Bund und Ländern gem. Art. 109 Abs. 1 GG19 kann 
der Bund jedoch auf die Landesfinanzen gem. Art. 109 Abs. 4 GG i. V. m. 
dem HGrG20 einwirken und grundlegende Entscheidungen für diese tref-
fen.21 Das HGrG konkretisiert dabei wichtige finanzverfassungsrechtliche 

____________________ 

10  BVerfGE 55, 274 [300]; Selmer, NVwZ 2007, S. 872. 
11  Badura, StaatsR, Rn. 41; Buscher/Ekardt, DÖV 2007, S. 89 f.; Pauker, DÖV 

1988, S. 64. 
12  Schwarz/Reimer, JuS 2007, S. 119. 
13  BT-Drs. 5/2861, S. 10. 
14  Christ, NVwZ 2009, S. 1333, 1338; Kramer, Hinrichsen, Lauterbach, JuS 2012, 

S. 896, 901. 
15  Mosbacher, DVP 2012, S. 354 f. 
16  Waldhoff in Kahl, S. 167, 176. 
17  Buscher/Ekardt, DÖV 2007, S. 89 f.; Häde, JA 1994, S. 80 f.; Pauker, DÖV 

1988, S. 64 f.; Mahrenholz in GG 1989, Art. 109, Rn. 12; Selmer, NVwZ 2007, 
S. 872; Wieland, DVBl. 1992, S. 1181 f. 

18  Buscher/Ekardt, DÖV 2007, S. 89, 93; Heller, Haushaltsgrundsätze, Rn. 99; 
Waldhoff in HStR V, § 116, Rn. 18. 

19  Schmidt, StaatsR, Nr. 746. 
20  Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 

(Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG) v. 19.8.1969, BGBl I S. 1273, zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes v. 15.7.2013, BGBl I S. 2398. 

21  Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 109, Rn. 22; Mahrenholz in GG 1989, 
Art. 109, Rn. 4. 
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Regeln, mit denen sich der Bund allerdings auch selbst verpflichtet.22 Zu-
dem verfügen die Länder durch den Bundesrat ihrerseits über Einfluss-
möglichkeiten, da die Thematik des HGrG zustimmungsbedürftig ist, was 
wiederum die Souveränität der Länder berücksichtigt.23  

B. Die Systematik und geschichtliche Entwicklung der Finanzverfassung 

Die Finanzverfassung ist im zehnten Abschnitt des Grundgesetzes veror-
tet.24 Sie stellte einst den einzigen Abschnitt der deutschen Verfassung 
dar, der ein geschlossenes Sachgebiet behandelte.25 Gedanklich ist die Fi-
nanzverfassung aber in zwei voneinander zu differenzierende Unterab-
schnitte zu unterteilen: erstens die Art. 104a bis 109 GG zu den föderati-
ven Finanzbeziehungen und zweitens die in den Art. 110 bis 115 GG aus-
schließlich für den Bund geltenden Regeln der Haushaltsführung.26 Dane-
ben bestehen mittlerweile auch außerhalb des zehnten Abschnitts Normen 
des Finanzverfassungsrechts, vgl. Artt. 91a; 91b; 115c Abs. 3; 115k 
Abs. 3 und 120 GG.27 In den neuen Bundesländern trat die Finanzverfas-
sung der Artt. 104a ff. GG erst zum 1.1.1995 in Kraft. In den ersten Jahren 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands wurde die Anwendbarkeit die-
ser Normen aufgrund des enormen wirtschaftlichen Unterschieds gegen-
über den alten Bundesländern ausgeschlossen.28 

I. Artt. 104a bis 109 GG: Die föderativen Finanzbeziehungen 

Der erste Teil, die bundesstaatliche Finanzverfassung,29 enthält größten-
teils Regelungen über Steuern30 und stellt zudem ein Spiegelbild der bun-
desstaatlichen Ordnung dar.31 Als spezielle Vorschriften zu den allgemei-
nen Bestimmungen des Grundgesetzes regeln die Artt. 104a bis 109 GG 

____________________ 

22  Heun in Dreier, GG, Art. 109, Rn. 4. 
23  Schwarz/Reimer, JuS 2007, S. 219, 221. 
24  Waldhoff in Kahl, S. 167, 173. 
25  Häde, JA 1994, S. 1. 
26  Heun in Dreier, GG, Vorb. zu Art. 104a - 115, Rn. 1, 16. 
27  Häde, JA 1994, S. 1. 
28  Wieland, DVBl. 1992, S. 1181 f. 
29  Waldhoff in HStR V, § 116, Rn. 1, 57 f. 
30  Schwarz/Reimer, JuS 2007, S. 119 f. 
31  Schwarz/Reimer, JuS 2007, S. 219 f. 



1. Teil: Einführung 

 26 

die Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen sowie die Finanzge-
richtsbarkeit, wodurch die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län-
dern umfassend ausgestaltet werden.32 Aufgrund der politischen Bedeu-
tung öffentlicher Finanzen war dieser Teil der Verfassung bereits bei der 
Ausarbeitung des Grundgesetzes 1948 auf dem Herrenchiemseer Konvent 
stark umstritten. Grund war ein historisch begründetes Spannungsverhält-
nis zwischen Bund und Ländern, welches sich durch die vorherigen deut-
schen Verfassungen entwickelt hatte. Über mehrere Dekaden geriet ab-
wechselnd jeweils eine Seite in eine finanzielle Abhängigkeit gegenüber 
der anderen.33 Die Bismarck’sche Reichsverfassung von 1871 verlieh den 
Ländern staatsrechtlich und finanzwirtschaftlich umfassende Kompeten-
zen. Die Zuständigkeiten des Reichs beschränkte sich hingegen auf Auf-
gaben, die notwendigerweise zentral ausgeübt werden mussten. Dazu 
zählten Bereiche wie Auswärtiges, Wehrmacht, Post- und Fernmeldewe-
sen. Das Reich war finanziell auf die Matrikularbeiträge der Länder ange-
wiesen.34 Dadurch kam es zu einer politischen Abhängigkeit des Reichs 
gegenüber den Ländern.35  
Erst durch die Weimarer Reichsverfassung von 1919 erlangte die Weima-
rer Republik, als Nachfolgerin des Kaiserreichs, in der Finanzverfassung 
eine stärkere Stellung gegenüber den Ländern.36 Dies lag u. a. daran, dass 
das Reich nun erstmals neben der Deckung seiner eigenen Ausgaben auch 
die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit sowie die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse im gesamten Staatsgebiet sicherstellen sollte, 
wodurch der Finanzbedarf stieg. Um dieser Entwicklung gerecht zu wer-
den, erhielt das Reich eine finanzverfassungsrechtliche Kompetenz, die 
den Ausbau eines eigenen umfassenden Steuersystems ermöglichte und 
dem Reich eine bestimmende Stellung gewährte.37  

Neben diesem Spannungsverhältnis zwischen Bund und Ländern stellte 
die nach Kriegsende 1948 skeptische Haltung der Besatzungsmächte ge-
genüber Deutschland ein weiteres Problem bei der Ausarbeitung der Fi-
nanzverfassung dar. Die Besatzungsmächte setzten sich durch nachdrück-
liches Einwirken für eine eher schwache verfassungsrechtliche und fi-
nanzpolitische Stellung des deutschen Zentralstaats ein.38 Tatsächlich 
____________________ 

32  Mosbacher, DVP 2012, S. 354. 
33  Heun in Dreier, GG, Vorb. zu Art. 104a - 115, Rn. 6. 
34  Vogel, JA 1980, S. 577. 
35  BT-Drs. 5/2861, S. 12. 
36  Badura, StaatsR, Rn. 4, 42; Heun in Dreier, GG, Vorb. zu Art. 104a - 115, Rn. 3. 
37  BT-Drs. 5/2861, S. 15; Badura, StaatsR, Rn. 41. 
38  Häde, LKV 2011, S. 97 f. 
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nahm die Geschichte aber einen anderen Lauf. Der Bund erarbeitete sich 
in den folgenden Jahrzehnten eine (finanzielle) Vormachtstellung. Diese 
Machtverschiebung sollte im Zuge der sog. Großen Finanzreform39 der 
Bundesrepublik in den Jahren 1968/1969 korrigiert werden.40 Bis heute 
gilt diese erste große Grundgesetzreform als die eigentliche Geburtsstunde 
der deutschen Finanzverfassung.41 Die Vorbereitungen auf die Reform 
nahmen mehrere Jahrzehnte in Anspruch.42 Die Änderungen traten 1970 
in Kraft.43  

Doch trotz dieser jahrelangen Bemühungen zeigt die Historie mit der 
finanzpolitischen Erstarkung des Bundes einen bis zur Gegenwart andau-
ernden Trend, der das in der Bevölkerung überwiegend vorhandene Be-
dürfnis nach Angleichung der Lebensverhältnisse im gesamten Bundesge-
biet widerspiegelt.44 Infolgedessen griff der Bund vor allem in der Wirt-
schaft immer wieder weitreichend in Länderzuständigkeiten ein, was die 
Länder aus finanziellen Gründen regelmäßig tolerierten.45 Als Ergebnis 
dieser Politik fallen seit längerer Zeit auf Bundesebene erheblich mehr 
Einnahmen an, als für die Wahrnehmung bundeseigener Aufgaben not-
wendig wären. Währenddessen fehlt es den meisten Ländern oft an ausrei-
chenden Finanzmitteln.46 Nach dem heutigen Verständnis vom deutschen 
Föderalismus zielt die Finanzverfassung allerdings auf eine sachgerechte, 
gleichwertige Verteilung von Finanzmitteln auf Bund und Länder ab, da-
mit alle Bundesgenossen eigenständig und eigenverantwortlich ihre Auf-
gaben wahrnehmen können.47 Nur wenn beide Seiten nicht auf Zuweisun-
gen der anderen bundesstaatlichen Ebene angewiesen sind, können sie au-
tonom und effizient arbeiten.48 Ausnahmen von diesem Grundsatz spie-
geln sich in den Fällen bundesweiter Kooperation zur Wahrung einheitli-
cher Lebensverhältnisse wider.49  

____________________ 

39  Waldhoff in Kahl, S. 167, 178. 
40  BT-Drs. 5/2861, S. 10. 
41  Waldhoff in Kahl, S. 167, 180. 
42  Buscher/Ekardt, DÖV 2007, S. 89 f. 
43  Waldhoff in HStR V, § 116, Rn. 75. 
44  Heun in Dreier, GG, Vorb. zu Art. 104a - 115, Rn. 7, 12. 
45  Pauker, DÖV 1988, S. 64 f. 
46  Matz, DVBl. 2015, S. 943, 950. 
47  Waldhoff in HStR V, § 116, Rn. 57, 67. 
48  Mahrenholz in GG 1989, Art. 109, Rn. 12. 
49  Häde, JA 1994, S. 80 f.; Schwarz/Reimer, JuS 2007, S. 219, 221. 


